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Antrag des Aiisscliusses: 


Der Bundesta^^ wolle beschließen, 

dem Entwurf eines Bundesergänzungsgesetzes zur Entschädigung für 
Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung (BEG) mit folgenden 
redaktionellen Änderungen, im übrigen unverändert nach der Vor- 
lage - Nr. 4527 der Drucksachen, Anlage 1 - zuzustimmen: 

1. In der „Inhaltsübersicht” sind unter Artikel I hinter den Worten 
„Neufassung und Erstreckung des Gesetzes zur Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts” die Worte „vom 26. April 1949” 
zu streichen. 

2. In der „Inhaltsübersicht” muß cs unter „Erster Abschnitt” hinter 
„Zweiter Titel” anstelle von „Geltendmachung und Übertragung 
des Entschädigungsanspruchs” richtig lauten: „Übergang und 
Übertragung des Anspruchs auf Entschädigung”. 

3. In Artikel I des Gesetzestextes sind die Worte „vom 26. April 
1949” zu streichen. 
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4. § 8 Abs. 1 Nr. 4 erhält folgende Fassung: 

„4. als Vertriebene im Sinne der §§ 1 und 2 des Bundesver- 
triebenengesetzes vom 19. Mai 1953(Bundesgesetzbl. I S.201) 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes seinen Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt genommen hat;” 

5. § 8 Abs. 1 Nr. 5 wird, wie folgt, neu gefaßt: 

„5. als Sowjetzonenflüchtling im Sinne des § 3 des Bundes- 
vertriebenengesetzes vom 19. Mai 1953 (Bundesgesctzbl. I 
S. 201) anerkannt ist und im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
seinen Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt genommen hat;” 

6. Die Übersclirift vor § 10 muß hinter „Zweiter Titel” richtig 
lauten: „Übergang und Übertragung des Anspruchs auf Ent- 
schädigung”. 

7. § 16 Abs. 5 Satz 2 ist, wie folgt, auszufüllen: 

„Für die Zwecke dieses Gesetzes kann ein Antrag nach den 
genannten Rechtsvorschriften bis zum 1. Oktober 1955 ge- 
stellt werden, auch wenn die Fristen bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes abgelaufen sind oder vor dem 1. Oktober 1955 
ablaulen.” 

8. In § 65 Abs, 1 Zeile 7, ist hinter dem Wort „Ausland” ein 

Punkt einzusetzen. Die bisherigen Worte „vom 

(Bundesgesctzbl. I S. . .)” entfallen. 

9. § 68 Abs. I erhält folgende Fassung; 

„( 1 ) Verfolgte deutscher Staatsangehörigkeit oder deutscher Volks 
Zugehörigkeit, die Vertriebene im Sinne der §§ 1 und 2 des 
Bundesvertnebenengesetzes vom 19. Mai 1953 (Bundesgcsetzbl. I 
S. 201) sind, erhalten Entschädigung für Schäden an Körper 
und Gesundheit und für Freiheitsentziehung unter den Voraus- 
setzungen und nach Maßgabe der §§ 15 bis 17. Dies gilt nicht 
für Vertriebene gemäß § 1 Abs. 2 Nr. 1 des Bundes vertric- 
benengesetzes, es sei denn, daß sic von den Vertreibungs- 
maßnahmen betroffen worden wären, die sich im Zusammen- 
hang mit den Ereignissen des zweiten Weltkrieges gegen 
deutsche Staatsangehörige oder deutsche Volkszugehörige 
gerichtet haben. Deutscher Volkszugehörigkeit im Sinne von 
Satz 1 und 2 Ist derjenige Verfolgte, auf den die Voraus- 
setzungen des § 6 des Bundesvertnebenengesetzes zutrelfen.” 

10. In § 71 Abs. 5 Zeile 1, muß es anstelle von 

„Verfolgte im Sinne von Absatz 1” heißen: „Verfolgte im Sinne 
von Absatz 3”. 

11. § 91 Abs. 2 wird, wie folgt, ausgcfüllt: 

„Der Anspruch auf Entschädigung ist von Berechtigten, die ihren 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt im Inland haben, bis 
zum 1. Oktober 1954, von den übrigen Bereclitigten bis zum 
1. Oktober 1955 bei der zuständigen Fntschädigungsbehördc 
anzuinelden.” 

12. § 113 wird, wie iolgt, ausgefüllt: 

„Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 1953 in Kraft.” 
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